
258 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (V. G.P. ). 

Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom , 1946 
über· die Wiederherstellung des österreichi­

. schen Testamentsrechtes. 
Der Nationall'lat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Das Gesetz ülber die Er,richtung von 
Tesbamenten und Erbvertri:ig,en 'Vom 31. Juli 
1935, Deutsches R. G. ißI. I 5. 973 ,eG. BI. f. d. 
L. :ö. N r. 346/1938) wird, soweit es in der Re­
puhlilk österreich noch in Geltung steh~, auf­
geholben. 

(2) Gleichzeitig treten.die durdl das in Ahs. (1) 
genannte Gesetz aufgehobenen Vorschriften des 
früher,enöster:reichischen :&echteso- in der Fassung 
vom 13. März 1938 wieder in Kra.ft. Insbesondere 
treten wieder in Kraft: die §§ 566 bis 569, 573, 
577 his 591, 594 bis 601, 713 Ibis 715, 717 bis 
719, 721 :bis 723 des Allgemeinen bürgerlichen 
Gesetz:buches und die §§ 70 bis 75 der öster­
reichischen Notar,j,atsordnung. L'etztlWiUige Ver­
fü,gung,en können wieder durch Notari,atsakt 
(§,§ 52 ff. Ider österreichischen Notari.atsordnung) 
errichtet weroen. . 

§ 2. (1) WU1'lde ,eine letztwillige Verfügung 
vor ,d~m Tnkrafttreten die.ses B~lfi'desgesetzes 
errichtet, so sind für :ihre Gültigkeitd,ie bis­
herig>en Vorschriften maßg,ebenrd, auch wenn der 
Erbl.alSser erstnadl dem Lntkrafttr,eten diese, 
Bundesg~5etzes stii'bt. 

(2) Bei Erbfällen, die sich nach dem Inkmft­
trellen ,dieses Bundesgesetzes ereign,en, .sind vor-

her errichtete 'LetztwilLige Verfügungen auch als 
gültig I<l!nzus.ehen; wenn ~ie den nunmeJhr wiooe~ 
geltenden Vorschtiftenentsprechen. Das gleiche 
g,ilt bei Eribfäl1en, die sich vor :dem Inkrafttreten 
des Ge,etzesereignet ha:befi, wenn die lerztwilLige 
Verfügung n.ach dem 1. März 1945 errichtet 
wOl'den ist. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. (1) und (2) 
über die Gültigikeit letztwilliger Verfügungen 
gelten :auch für ·die Gültigkeit, ,der Aufhebung 
letztwilliger Verfügungen. 

§ 3. Die ibi,s zum 27. April 1945 in der Repu­
bli!k österl'eich" in Kraft gestandenen VorschriFten 
ülber Militärtestamente Meiben auch für die 
Gülti'gkeit letztwilliger VIerfügungen maßgebend, 
die nach ,diesem Zeitpunkte a.us Anlaß des 
Weltkrieges 1939 bis 1945 gemäß diesen Vor-' 
schriften errichtet sind,· 

§ 4. Ein vor dem Iilikrafttret·en dieses Bundes­
gesetzes el'lgangenes Urteil, das eine letztwilLige 
VlÖrfÜ:gung für ungü,~tig eriklärt hat, die gemäß 
den Best,immungen der §§ 2 :und 3 nunmehr.ails 
gültig anzusehen ist, steht der Geltendmachung 
der ltechte :aus der letztwiUig,en Verfügung nicht 
entgegen. Das ,gleiche gilt für solche letztwillige 
Verlfügimgenbetreffell'de iEiklä'rungen in V er~ 
gleichen, Anerkenntnissen oder Verzichten. 

§ 5. (1) Dieses Bundesgesetz tritt :am 14. Tage 
nach seiner Verl:autbarung in Kl'Iaft. 

(2) Mit der Vollziehung ,des Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium [für Justiz lbetr:aut: 
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Erläuternde Bemerkungen~ 

Zu § 1: . . I frühe,r,en öst~~re'ichi,~chen ~echt'e.s ,in Id.e~ Fassu~g 
An ,die Stelle des österreichischen Testaments- vO~b' 13; ~abrz 19

d
38 wl!~dder l? w,lrfksamkelt, 

rechtes gemäß dem AUgemein'en bür,gerlichen W:O el aiS I~S esoll' er:. wlel er 1ll Kr:a t gesetzt 
Gesetzlbuch ,ist in der Zeit der Heserzung öster- die Vorschnften ,;mgefuhrt werden, di~ ~. 50 .des 
reichs das Gesetz über die Errichtung von deuts.~hen T~stamentsg,esetz,es durch au~dru~kbche 
T,estamenten und IErbv,erträgen vom 31. Juli Au'fzahIung als außer ~r,aJft getr,et.en hezelch:?ct 
1938, Deutsc.~es R. G. BI. I S. 973, getreten. Es hatte. Aus,?esdlIossensmd von dl'~ser (lufzah­
wird im ,fotgenden ,kurz. ,arls "deutsches Testa- lu~g nur die §§ 592 und 593 ABGB., d1e schon 
mentsg,e,set.z" bez·eichnet. <Dieses Ges,etz war in beim In1kr.aütret,en '~es deutschen Test!a,me~ts­
erster Linie -bestimmt, 'Mängel des bürgerl,ich,en g,esetzes l1Jlcht mehr 1ll Geltung gest,anden smd. 

Rechtes in Deutschland zu :beheben, wu l'de ,aber Die von Wissensch'aft und Praxis mehrf,ach .ge­
in seinen wesentlichen Teilen ,auch auf das östcr- äußerten Wünsche, nicht ausnmmslos zum frü­
re,ich:i'Sche Gebiet ,ausgedehnt. 'Für österreich wur- hel'en östern;ichischen Tesmmentsr't\chte zurück­
den in Kr,aft g·es,etzt: dererst,e Aihschirltt über zukeb.1"en, sondern aus dem deutschen! Testaments.­
die tBr:r~chturug eines Test,aments (§§ 1 bis 28), gesetz Regelung,en beizubehalten und in das 
der driiteAlbschruitt über die Aufhebung des österreich.ische R,echt ,einzubauen, d~e ,als Verbes­
Testaments C§§. 32 bis 36) ,un1d der fünfte Ah- serung de's Rechtszustandes ,anzu·sehen seien, 
schnitt, der .scMußvorschriften ,enthält ,(§§ 48 greiift der Emwurf in Ütbereinsnimmung mit der 
bis 52). Nicht ei'ngdührt wurde der zweit,e Ab- iiberwiegenden Zahl der zum Entwurf erstatteten 
schnitt über die 'arichtung eines Erbvertr-a~es Äußerungen nicht auf. 
(§§ 29 'bis 31) und der 'vierte Abschnitt ü:ber :K!aum ,auf einem ,anderen Rechtsg,ebiete ist es 
die ,amtliche VeI'wahrung und Eröffnung von von o-leid1er ,Bedeutung, daß die 'bestehenden 
Testtament-en und >,on iErbverträgen (§§ 37 Vors~l'iftenhis auf.ihre letzten Einzdheit-en im' 
bis 47). Mit KundIlpchun~ v-om 3. Qkt6!ber 1945, Rechdbc.J,.ußtse,in aller Sch,ichten der Bevölke­
St. G. BI. Nr. 190, wUl1de im Sinne des Rechts- rung fest veran:kert sind. Nur ,dadurch wir:ddi~ 
Ülbelflcit~}.llIgsg'esetiZes .,ulllter Z. 3 ider § 48, Getanr auf ein Mindestmaß beschränkt, daß ein 
Abs. (2), des ideutschen Testamentsgesetzes auf- zweifel10s feststehender Wille des Etblassers nur 
g,ehoben, der letztwillige Verfügungen wegendeshalib unlwiderru-Hich vereitelt wird, ~eil er 
graben Verstoßes ,gegen die Rücksichten gegen- nicht in der gehörigen Form ausgedrückt ist. 
über I;1amilie und Volksgemeinschaft für nichtig Eine Zeit schwerst-er Umwälz'ungen und'Erschüt­
erklärte. Im ,übrilg,~n stehen ,die in österreich ·ein- t-erung,en wie die unSere ist besonders weni'gg,e­
g,eführten Vorschmft-en des Ideutschen Test,a:n·ents- eignet, in Einzdheiten sichergehenpen Redlts­
gesetzes gemäß § 2 ,des Rechts-ütberleltungs- änderung,en ,allgemeine Puibhzität zu verschaffen. 
gesetzes noch in vorläufiger Geltung. Das spnicht für e,ine mögl,jch.st ,einfache und ein­

Die einschnei(dendste Andenmg, di,e das dzut­
sehe Testamentsges,etz :für :Osterreich g.ehl'iacht 
hai:, ist ,die 'Beseitigung von zwei Testamems­
tormen des AUg~meine,n bür'ger'lichen Ges·etz­
buches, nämIich des nichtcigenh~ndig geschrie­
benen tPt1vattest,amentes 'und des mündlichen Te­
stmnentes ,vor dr,ei Zeugen. Daneben steht ,eine 
Rcihe wenig,ei: tiefgreifender Anderungen, irrs­
besondere in der IFmge der Testi,erfähi-gkeit nicht. 
voll handlungsfähiger P,ersonen und mideres. Im 
ganzen ge.s,ehenmann ,das deutsche Testaments­
g,esetz ,für die Rechtsentwicklung iri österreich 
nicht ,als Fortschritt .an:g-esehen werden un1d die 
zur ,Begutachtung ;des 'Entwurf,es her,angezog,enen 
St,ellen hahen sich fast einhellig für d,i,e Rücklk~hr 
zum Testamenosrecht des AlJ.gemeinen bürger­
lichen Gesetzbuch'es amgesprochen. 

Abs. (1) des ,§ l' des Errtwurfeserklärt darum 
das deutsche' Testamentsg,eseU, soweit es in 
österreich noch lin Geltung steht, !a,lsaufgehohen 

, unld ,Albs. {2) Ides § 1 setzt &e durch das deutsche 
Testament'sgeselz verdrängten Vorschriften des 

drucks,voIie Lösung. Diesen Erwägungen wird 
wohl ,am hest,en Rechnung getr-agen, wenn {h:, 
frü'her,e ö'sterr,eichische Tesramentsr,echt, das mehr 

. aLs hundert Jahre f,ast ulJ.'v,erändert in Geltung 
~e.sMnden ist und iin weitest·en Kreis,en noch c,inen 
festen ,Begriff. bilden wird, völlig unverändert 
w,ieder eingeführt wird_ 

Dazu ikommt, daß über Umfang und Inhalt 
:lJUfälliger Anderungen desf1;üheren österreichi­
sch'en Test,amentsrechtes eine ·einh~itliche Mei­
nung .nicht besteht. -Das gih besonders. für den 
VorschIa,g von iDr. Klang in den "Jur,istdschen 
.Blättern" 1946, Heft 8, S. 149 ff., dias durch Ida,s 
deutsche Testamentsg.esetz als ordentliche Tesr.ac 
mentsform beseiti);t,e mündliche T<e'St'am{,l1t 
nicht wielder einzuführ'cn. Die Mehrzahl der zum 
Entwurferstattet,c11 Gutacht.en -befürwortet die 

. Wi-ede,rherstellung ,auch di,eser Testaments,form.· 
Geht man auf di,esen Vorschhg nicht ,ein .. so ent­
J,aUen die Gründe, VorschrcrÜen des de.utschen 
Test,ameiHso-esetze.s über Nottestamcntc in das 

~ d . österreichische- Recht zu übernehmen, aSle 
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, 
letzten Endes ein mündliches Test'ament vor­
sehen, wie es dann 'Ohnehin als ordentliche Te­
stamentsf'Ürm zur Vedügung steht. Ehenso sin'd 
die Mernungen darüber geteilt, ob ullld wieweit 
di,e durch das deutsche Testamentsgesetz einge­
.führten Ä:nderungen -in der TestierfäJügikeit nicht 
voll handlungsfähiger P,ers'Ünen und ,einzelne an­
dere J?estimmung,en des g,enannten Geset,zes ,als 
eindeutige 'un:d wichtige V,erbess,erungen gegen­
i.iber dem früheren österreichischen Rechte zu 
werten sind .oder dieses Recht somit in einzelnen 
Punlkten änderun,gsbedürftig ist. Es kann daher 
nicht von ,einer Re!f'Ürmbedürftig'keit des fruhe­
ren österreichischen Te.stamentsre~tes .gesprochen 
werden, die<7wa einen Aufschuh zur Amarbei­
tung 'und Durchführung in .ruhigen Zeiten un­
tunllich erscheinen ließe. 

§ 2 des En.nvurf.es enthält Ober.ga.ngsbestim­
mungen. Abs. (1) g,eht von der bei Änderungen 
von Formvorschriften :für letztwilLige Verfü­
gungen ühl<ichen und n~he1iegenden gesetzgebe: 
rischen Regd 'aus, ·daß schon vor dem Inkraiftc 
treten des Gesetz,es errichtete letzt1willig.e Ver­
fügungen ,in ihrer Gültigkeit un'berü'brt bleiben 
[y,gl. Albs. {5) des Kun:dmachun~spatcnte~ zum 
Allgemeinen bürg,erIichen Ge:;etzbuch, § 51 des 
deutschc:l Testamentsgesetzesl. Es hleibtalso .für 
die Gültigkeit solcher letztwilHg,er Verfügung·eu 

. d.as Recht maßgebend, das zur Zeit ihrer Errich'­
tung bestanden hat, auch wenn der Erbf.all erst 
J'ahre und seIhst Jahrzehnte nach dem In-krcift­
tl'eten des neuen Gesetzes eintritt. 

Abs. 2 erkl~n solche vor dem Inikr,::tft'tl'eten 
des Ges,etz.es errichtete letzt'willi,ge Verfügung~ri 
je,doch auch dann für 'g'ültig, wenn si·e zw,ar 'll,icht 
den VlOrschriften Genüge tun, .die zur Zeit ihrer 
Errichtung bestanden haben, aber dem nunmehr 
,geänderten - ,also dem früheren österreichi,schen 
- Rechve entspr,echen. Man ,denk,e ,an ein nicht 
sdbst 'geschriebenes Testament vor drei Zeugen, 

. das nach dem deutschen Testaments,gesnz ungül­
tig w,ar, aber eiern wiedereinge1üihrten östen'ei­
chischen Recht ,ent,spricht. Der erste Satz des 
Abs. :(2) verfügt dies bei ,ErbfäLlen, die sich erst 
nach ·dem lruknfttr,eten des GesetlJes ,er·eignen, 
der zweite Satz dehnt die Re2;elung rückw,ir'kend 
auf Eribfälle aus, die vor dem Inlkmfttrete.n des 
Gesetzes liegen, wenn die letztwilhge Verifüguilg 
nach dem 1. März 1945 ,errichtet wor,den ist. 

IEreignet sich der ,Erbfall erst n.ach dem 1n­
ki-,a:f.ttreten de,s Ges,etzes (Satz 1), S'Ü best,eHen 
gegen die Regelung keinerlei Bedenken, da dann 
auch ,die letztwillige Verfügung erst nach dem 
Inknafttreten des Gesetzes zur Ausführung 
kommt. Es wär,e ger,a:dezu unvertr,etbar, eine 
letztwillige Verfügung wegen ·Formmangels als 
n~cht~g zu übergehen, die in der Form dem zur 
Zeit il1rer DUl;chfü'hrung gdtenden Ces,etz ent-
spricht. . 

3 

Anders ist ,du Sachverhalt, wenn der Erhlass,er 
schon vor dem Iniknifttl'et,en 'de.sGeset?cs ge­
storben ,ist (Satz 2). Dann w,ar die l~tzt'Wi1li'ge 
Verfügung nach 'den zur Zeit des Erhfalles gel­
!'enden Vorschri'ften' wegen F'Ürmmange1s zu 
ülbergehen .. W,ird nunmehr rück wiriken:d die letzt­
willige Verfügung für gültig erklärt, w.eil sie dem 
wieder.eingeführten· österr.eichischem Rechte ent­
spricht, so führt dies bei schon durchgeführten 
Erbregelung,en zu deren' nachträglicher Um­
,snoßung, soweit .sie mit der letztwiU,igen V,~rfü-' 
gung in W,i,derspr,uch stehen. Es ,ergi1bt s.ich die 
§leiche Rechtslage, wi.e wenn sich eine letztw:iu,j.g.e 
Verfügung erst nachtr~g1ich yl()rfin,det. ,Der ein-

. gewiesene Erbe ist insoweit zur Herausg,abe dd 
Nach'lasses 'an ,den letztwillig B·edachten v'erpflich­
tet und kann ,dazu, -wenn er ,sich nicht frei'w~nig 
'bereit finlden sol'l>ne,im W·e;g,e edel' Erib:scha,ftsM~ajge 
gemäß den§§ 823 und 824 .A!BGB. verhalt,en 
werden. Eine Mi~deru'ng ergibt s1chdan2.us, daß 
er hinsichtlich des Umf,anges der Henausg,ahe­
pfl.icht, wenn nicht andere Umstände dage.~en 
sprechen, die Anwendung der Grundsätze über , 
redlichen Besitz wit1d beanspruchen können. 

Wenn der Entlwurf trotz dieser sG.~werwie­
genden Folgen vorschlägt, nach dem 1. März 
1945 in österreich,ischer Form erpichtete letzt­
willig'e Verfügungen ,auch bei zurückliegenden 
Erbfällen für gültig zu erklären, so sind da:für 
die besonlderel~ Verhältnisse maßg·ebend, die ~ich 
in Österreich bei der Befreiung des Landes durch, 
.die ·A'lliierten Mächte cr.g,eben haben. Es war ,da­
mals ,in weitesten Kreisen die Meinullg verbrei­
tet - zum Teil ,auch gdör.dert ,durch grundsätz­
lich,e Enunziationen ,der Alliierten Mächte -, 
daß mit der Besetzung des Land,es alle während 

. der Ideutschen Herrscha!ft erl·assenen Gesetze die 
Geltung vel'loren hahenun'd die ,frühere öster­
reichischJe RechtJsor!dinunlg wiedel;hergeste1ilt sei. 
Es wär,e eine untmgbar,e Här.te, ,aus dieser Me~­
nung hemus in öst,errcichischerForm ,errichtete 
letztwillige V.erfügungen bei der Wi.edereinfüh­
rung ,des österreichischen Rechtes zu übefigeh~en 
!un'd es bci 'rhrer Unwirk~amikeit2m belassen. Dnes 
muß sich ,auch derjeni,g.e vor' Augen hatlten, der 
sich 'ent~,egen einer solchen letztwi'llig,en Vienfü­
gung·in :d;n Nachlaß einweis·en ließ und ihn nun­
mehr henausg,eben' muß, soweit die Binantwor­
tum;; mit ,der, letztwillig·en Verfügung n:~cht in 
Einklang steht. 

Als- Stichtag wählt der Entwurf den 1. März 
1945, wei,l hald nachherdi,e ,Besetzung Öster­
reichs ·dmch die Alliierten Mächt'c be~o;'!nen h:1t, 
'und der 5tichta,g verläßLich vor dem \Beg,inn:d,er 
,B,esetzung liegen soll. 

Die möglichste .Bedachmahmemf Rechts: 
sich,erheit und Rechtsfri-eden spricht .entschi,ede·n 
,dagegen, noch we!Lcer z.u gehen und etw,a aUe' 
während der Geltung des.deutschen Test,aments­
g,esetze~ in österreichischer, Form ernichteten 

• 
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letzowiHig,en Vetfügungenals wirksam zu er­
klären. Es 'kommt dazu, daß für ,eLie Zeit vor der 
Besetz~mg Osterreichs gleich wichtige Gründe für 
'eine solche Regdung nicht, gegeben wär,en. 
Schwerste 'Bedenken würden sich auch schond-a­
gegen ,engehen, von weiter zurüddieg,enden ·Erb­
fällen nurdi.ejeni,gen zu ~erücksichtigen, bei 
denen der Nachlaß noch nicht ,eing,eanowortet 
ist. Denn es wünde s,icheine 'Völlig unbegründete 
V,erschi,eden'heit in der 'B,enandlung von Testa­
menten engeben, je n:achdem' die E!'bregelung in­
folge der V,erhältn!i-sse des Nachlasses oder der 
Nach1aßbeteil~gten oder der Vel'hältnisse beim 
NaChIaßgericht mscher oder langs,amer vor s,ich 
g.egoangen ~ind. 

'~e große Melhrz;ahl der !begutachtenden' Stel­
len <hat die Lösun,g des Entwuaies gutgeheißen. 

Zu § 3: 

§ 3 des :Entwurfes tr,ifft ,eme Sond,erb,!stim­
mung für Mi,litärtest,amen:te. 

Für letztwillige Vedügunge,n von Wehrmachts­
angehörig,en im mobilen Verhältnis einschl\eßlich 
,des Wehrmachtsgefo1ges und :der Kniegsgef:an-, 
ogenengdten :in der Zeit der deu.tschen Beset­
zung österreichs bes.ondere Vorschriften. Diese, 
Vorschr,ihen 'waren im Gesetz über di,e ,freiwil­
lige Gel"licht~baIik.eit und ,andere Rechtsangelegen­
heiten in der Wehrmacht v.om 24. April 1934, 

, D.emsches IR. G. ßil. I :S. 335, unld in ,driei Durch­
führungsverol'ldnungen zu ,diesem Gesetz ~nt­
halten, nämlidl' in den Verordnungen :vom 3."Pe­
bmar 1936, Deutsches R. G. BI. I S. 99, vom 
13. September 11i39, Deutsches ~. G. BI. I S. 1823, 
und vom 6. September 1943" Deutsches R. G. 
Bi. IS. 537. 

niese deutschen Vorschriften sind ,durch die' 
Kundmamung vom 3. Juli 1945, St. G. BI., 
Nr. 50, im Zusammenhang mit der Außerkralft-, 
setizunog 'des deutsd}cn Wehrrechtes in öst,erreich 
mit W.irlks.:lJmlkeit vom 27. April 1945 als :auf­
gehdben erklärt wor,den. 

Aruderers,eits ,kann nicht an ,der Tats,a.che vor­
übergegangen wenden, 'daß' nach dem 27. April 
1945 Osterreicher wch ,außerhalb des Landes' in 
,deutschen Militär:v-erbäruden gedient h.aben und 
d,aß die Vorschriften auch .für' die noch nicht 
,entLas,senen Ikr:iegsgefangenen ö,sterreicher von 
'Bedeutung s.ind. Um lerztwiUi'ge' Verfügungen, 
<di,e solch,e Personen nach dem 27. Apr'il 1945 ge­
mäß ,den deutschen V~rschr~ft,en ,für Militär­
testamenteerrichtet haben oder noch errichten, 

vor Vereitelung 'zu r,etten, sieht § 3 des Ent­
wurfes vor daß die VorschrHten für die Gü:ltig~ 
',keitsolcher' letzowil[ig,er Verlfügungen maßg.ebend 
bleiben. :Es handelt sich um eine Bestimmung 
VlOn nur vorübergehender Be!de,utung, denn S1<: 

soll nur gelten, wenn ,die, letztwillige V~dügun$ 
,aus Anlaß des letzten Wehkriegeser'richtet ist, 
wenn ilso der Erhloasser zur Zeit der Errichwng 
der letztw.illigen Verfügung. inofoilge des leuzten 
K:l'ieges noch in einem Verhältnis 'gestanden ist, 
,da.s oihn zur Erri.ch tung eines, Militärtestamentes 
ooch den hezogenen Vorschrift,en beredltigte. 

Auch § 3 des Enuwurfes 'kann, wenn der Erb~ 
l,a'ss,er schon vor dem Inkrafttretendes Gesetzes' 
gestorlben ~st - so 'Wie § 2, Abs. i(2),',des Ent­
wurfes -, Z!tlr Urnstoßml'g odler .i\nidel'ung einer: 
Etbregdung f.ü4ren. Es sprechen aber lauch hier 
wohl überw,iegende Gründe dafür, :c!iies hinlzu­
nehmen, da doi'e EribLasser zur Zeit; als sie ihre 
k,tzowiUige VerJügungerrichtet haben, wohl in 
vöU~ger Unlkenntnis darüber waren, daß die Vor­
schriften 'über Maitärtesoamente in österreich 
bereit's ,auofg-ehobe'n waren. 

Zu § 4:' 

lEine letztwjJlli:ge Vedügung, die ,g,emäß den 
rückiwirkend.en Bestimmungen da §§ 2 und, 3 
des Entwurlfes mit :dem Winksamlkeitsbeginn des 
Gesetzes Gült.j~keiteruangt, kann schon vor dem 
Inlkralfttreten ,des Gesetzes Gegenst'and, eines 
Rechtsstrei~es gew,es,en und wegen iformmangels 
durch Urteil für ungülüg erklärt' worden sein. 
Die ,ltecht'skr.a:ftwirkung d,es U rte,i'ls wütide' die 
Durchiführung der letztwillig,en Verfügung va­
hindern und damit dem Geset'z den gewollten 
El"Ifotg nehmen.§ 4 des Entwurf.es hesümmt ,da­
her, idaß ein s,olches Urteil ,der Geltendmachung 
der Rechte ,aus 'der letztwiUiogen Verfügung nicht 
entlgegensteht. Das Igleiche wird .für El'klärung'en 
vorg,esehen, die üher e,ine erst durch ,dieses Ge­
setz für 'gtih.ig erklärte letztwiUig,e Verfügung 
vorher in einem Ve rgll eich"einem Anerkenntnis, 
od,er Verzicht :aibg,egeben wörden .ist. 

Zu § 5:" 

Abs. (1) des § 5 des EritlWUrfes sieht vor, daß 
,das Gesetz erst am 14. Tag,e nach serner Kund­
machung in :Kr:aft tritt. Das ,Gesetz soll erst 
wiirks:am werden, wenn es zuverlä~sig in aUen 
T,eiIen des Landes -bekannt ist. , 

Abs. (2) enthält die übloiche VoUzugskLauseL 

Wien, ,am 2,1. Noy,emlbei- 1946. 
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